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Zitate

„Auch das Recht auf 
Widerspruch ist gelebte 

Freiheit“
 Hermann Otto Solms,

FDP-Bundestagsabgeordneter

„In keinem gesundheitli-
chen Sektor würde man 

eine so desaströse Versor-
gungslage akzeptieren 

wie bei der Organspende“
Jens Spahn,

Gesundheitsminister (CDU)

„Es ist unethisch, ein 
Organ nehmen zu wol-
len, aber nicht bereit zu 
sein, zumindest Nein zu 

sagen, wenn ich nicht be-
reit bin, zu spenden“

Karl Lauterbach,
SPD-Gesundheitspolitiker und 
Mitinitiator des Entwurfs für 
eine Widerspruchslösung 

„Wem gehört der 
Mensch? In unseren Au-
gen gehört er nicht dem 
Staat, nicht der Gesell-

schaft, er gehört sich 
selbst“

Annalena Baerbock,
Grünen-Bundesvorsitzende und 

Mitinitiatorin des Entwurfs 
einer Entscheidungslösung

„Eine Regelung à la ,Du 
kannst dich ja wehren‘ 
ist nicht angebracht“

Otto Fricke,
 FDP-Bundestagsabgeordneter

„Die Freiheit der Leben-
den ist wichtiger als die 
Freiheit der Toten (...).

 Die Würde der Lebenden 
ist wichtiger als die Wür-

de der Toten“
Matthias W. Birkwald,

Bundestagsabgeordneter der 
Linken

„Gerade bei schweren 
Entscheidungen müssen 

sich unsere ethischen 
Leitplanken bewähren“

Hermann Gröhe,
CDU-Bundestagsabgeordneter

„Wir haben kein Recht, 
über Ängstliche und Zau-
dernde den moralischen 
Zeigefinger zu heben be-
ziehungsweise eine mo-

ralische Keule zu 
schwingen“

Detlev Spangenberg,
 AfD-Bundestagsabgeordneter

„Die Widerspruchsrege-
lung macht die Organ-

spende zur gesellschaftli-
chen Normalität und 

würde zu einem Mentali-
tätswechsel in der Bevöl-

kerung führen. Nur so 
kann sich eine Kultur der 

Hilfsbereitschaft und 
Nächstenliebe entfalten“

Thomas Oppermann,
 Bundestagsvizepräsident 

und SPD-Politiker

„Es gibt keine ethische 
Rechtfertigung dafür, 

das Recht auf körperliche 
Unversehrtheit unter 
Vorbehalt zu stellen“

 Thomas Rachel,
CDU-Bundestagsabgeordneter

Es gab viele emotionale 
Momente. Abgeordnete 
berichteten von persönli-
chen Erlebnissen zum 
Thema Organspende – 
etwa die Ostfriesin Gitta 
Connemann.
Von Annette Dönisch,
Büro Berlin

Berlin – Stille im Plenarsaal. 
Annalena Baerbock tritt ans 
Rednerpult. Sie und ihre Mit-
streiterinnen und Mitstreiter 
werden später als Sieger aus 
dem Bundestag in der Ab-
stimmung um die Neurege-
lung der Organspende gehen. 
„Wir sind hier, um Leben zu 
retten“, eröffnet die Grünen-
Chefin ihre Rede. „Das eint 
beide Gesetzentwürfe.“ 

Die Abgeordneten ent-
schieden sich am Donnerstag  
nach der Debatte mit 432 zu 
200 Stimmen für den Entwurf 
einer Gruppe um Baerbock. 
37 Parlamentarier enthielten 
sich. Die nun beschlossene 
Zustimmungslösung sieht 
vor, dass  Bürger stärker als 
bisher über Organspende auf-
geklärt werden – auf Ämtern 
beim Abholen des Personal-
ausweises, durch Ärzte und in 
Erste-Hilfe-Kursen. 

Auch ist ein Online-Regis-
ter geplant, in das sich jeder 
freiwillig und eigenständig 
mit einem Ja oder Nein zur 
Organspende eintragen kann. 
Ab dem Alter von 16 Jahren 
soll künftig jeder für sich die 
Frage zu einer Organspende 
beantworten. Ziel ist es, dass 
mehr Menschen, ihre Organe 
nach dem Tod für Kranke zur 
Verfügung stellen. 

Handschlag im Plenum

Bundesgesundheitsminis-
ter Jens Spahn (CDU) hatte 
ebenfalls mit einer Gruppe 
Gleichgesinnter, darunter der 
SPD-Gesundheitsexperte Karl 
Lauterbach, für eine Reform 
der Organspende gekämpft. 
Seinem Entwurf nach wäre 

künftig jeder Organspender 
geworden, hätte er nicht zu 
Lebzeiten durch einen Eintrag 
in einem Register oder im Ge-
spräch mit Angehörigen wi-
dersprochen. 

Die Meinungen in der teils 
emotionale  Debatte gingen 
über die Fraktionsgrenzen 
hinweg auseinander. Nach 
der Abstimmung gratulierte 
Spahn Baerbock noch im Ple-
num mit Handschlag. Später 
teilte der Gesundheitsminis-
ter mit, er wolle die beschlos-
sene Reform mit „Tatkraft“ 
umsetzen. Baerbock wirkte 
nach der Abstimmung gelöst. 
„Das schafft Vertrauen für 
mehr Organspendezahlen in 
diesem Land“, sagte sie.

Die christlichen Kirchen 
begrüßten die Entscheidung 
des Bundestages.  Die CDU-
Bundestagsabgeordnete und 
Patientenbeauftragte der 
Bundesregierung, Claudia 

Schmidtke, zeigte sich im Ge-
spräch  mit unserer Berliner 
Redaktion hingegen ent-
täuscht. Sie hatte sich für die 
gescheiterte Widerspruchslö-
sung eingesetzt. „Ich bin da-
von überzeugt: Deutschland 
wird nun in Europa weiterhin 
eines der Schlusslichter bei 
den Organspenden bleiben“, 
sagte sie.

Spahn ahnte Niederlage

Spahn dürfte schon wäh-
rend der Debatte geahnt ha-
ben, dass er mit seinem Ent-
wurf, für den er sich seit mehr 
als einem Jahr eingesetzt hat-
te, scheitern würde. Der Ap-
plaus für die Redner der Zu-
stimmungslösung fiel meist 
deutlich lauter aus als für die 
Widerspruchslösung-Befür-
worter. Spahn betonte, dass 
es ihm auch darum gehe, das 
Thema in die Öffentlichkeit zu 

bringen. Die Patienten hätten 
nun den Eindruck, ihr Leid 
werde gesehen. „Das ist schon 
ein Wert an sich.“

Für einen der emotionals-
ten Momente sorgte die CDU-
Abgeordnete Gitta Conne-
mann (Leer). Sie berichtete 
von einem ehemaligen Mit-
arbeiter und warb in diesem 
Zug für die Widerspruchslö-
sung. „Haben Sie schon ein-
mal auf einen Anruf gewartet, 
der Ihr Leben verändern 
wird?“, fragte sie zu Beginn 
ihrer Rede. „Dann wissen Sie, 
dass Minuten zu einer halben 
Ewigkeit werden können.“ Ihr 
Mitarbeiter habe drei Monate 
auf den Anruf gewartet, eine 
Transplantation zu bekom-
men. Er sei 33 Jahre alt gewe-
sen und gerade Vater gewor-
den. „Aber der Anruf kam 
nicht. Bent starb am 17. Juli.“ 
Auch andere Abgeordnete 
wurden sehr persönlich in 

ihren Reden und erzählten 
von Freunden und Bekann-
ten, die auf Transplantationen 
vergeblich gehofft oder diese 
erhalten hatten. 

Spende bleibt Spende

Die Befürworter der be-
schlossenen Zustimmungslö-
sung betonten immer wieder 
das Recht auf Selbstbestim-
mung. Die FDP-Abgeordnete 
Christine Aschenberg-Dug-
nus erntete lauten Applaus, 
als sie erklärte, Schweigen 
dürfe nicht als Zustimmung 
gewertet werden. Eine Organ-
spende müsse eine freiwillige 
und informierte Entschei-
dung sein. Für die Zustim-
mungslösung argumentierten 
auch die ehemaligen Gesund-
heitsminister Ulla Schmidt 
(SPD) und Herrmann Gröhe 
(CDU). „Spende muss Spende 
bleiben“, sagte Gröhe. 
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Bittere Pille für Minister Spahn
Organspende  Applaus für Zustimmungslösung fällt deutlich lauter aus – Patientenbeauftragte enttäuscht 

Von Hans Begerow

Oldenburg/Berlin – Die Bun-
destagabgeordneten aus dem 
Oldenburger Land äußerten 
sich zur Organspende. 
Stephan Albani (CDU, Olden-
burg-Ammerland): „Nachdem 
der von mir favorisierte Ent-
wurf zur doppelten Wider-
spruchslösung, den ich für 
zielführender halte, keine 
Mehrheit gefunden hat, habe 
ich in der Schlussabstimmung 
bewusst für die erweiterte 
Entscheidungslösung ge-
stimmt. Wir brauchen die Re-
form.“
Silvia Breher (CDU, Cloppen-
burg-Vechta): „Ich habe für 
den Antrag der Widerspruchs-
lösung gestimmt. Auch wenn 
die Bereitschaft in der Bevöl-
kerung für eine Organspende 

hoch ist, viele haben sich ein-
fach noch nicht mit dem The-
ma beschäftigt oder keine 
Entscheidung getroffen – und 
genau das wollten wir ändern. 
Niemand soll zu einer Organ-
spende verpflichtet werden. 
Ich bin der Meinung, dass wir 
jedem die Entscheidung Ja 
oder Nein zumuten können.“
Christian Dürr (FDP, Weser-
marsch-Delmenhorst-Land-
kreis Oldenburg): „Für mich 
war die Entscheidung schwie-
rig. Ich bin der Meinung, dass 
sich die aktuelle Gesetzeslage 
in jedem Fall verbessern 
muss, bin aber nach langem 
Überlegen zu dem Entschluss 
gekommen, dass die Zustim-
mungslösung nur die zweit-
beste Option ist. Darum habe 
ich bei der Abstimmung über 
das Organspendegesetz für 

den Antrag der Widerspruchs-
lösung gestimmt.“
Astrid Grotelüschen (CDU, 
Wesermarsch-Delmenhorst-
Landkreis Oldenburg): „Ich 
habe für den Antrag der dop-
pelten Widerspruchslösung 
gestimmt, weil das elementa-
re Recht des einzelnen Men-
schen auf Selbstbestimmung 
erhalten bleibt. Der Bürger 
kann sich jederzeit ohne Be-
gründung anonym für ein 
Nein zur Organspende ent-
scheiden.“
Waldemar Herdt (AfD, Clop-
penburg-Vechta): Keine Ant-
wort. Die AfD-Fraktion  hatte 
aber die  Widerspruchslösung 
abgelehnt.
Susanne Mittag (SPD, Weser-
marsch-Delmenhorst-Land-
kreis Oldenburg): „Ich habe  
für die doppelte Wider-

spruchslösung gestimmt, weil 
die bestehende Zustim-
mungslösung bislang zu we-
nig Spender hervorgebracht 
hat. Jeder möchte im schlim-
men Krankheitsfall ein Organ, 
aber zu wenige erklären sich 
bereit, eines abzugeben. Das 
funktioniert so nicht.“
Siemtje Möller (SPD, Fries-
land-Wilhelmshaven-Witt-
mund): „Ich habe für den An-
trag zur Regelung der doppel-
ten Widerspruchslösung im 
Transplantationsgesetz ge-
stimmt. Ich gehöre zu den 
Mitzeichnern des Gesetzent-
wurfs und bin der Meinung, 
dass wir so viele Menschen 
vor dem Tod retten oder ih-
nen ein besseres Leben er-
möglichen können, denn das 
aktuelle System funktioniert 
leider nur unzureichend.“

Amira Mohamed Ali (Linke, 
Oldenburg-Ammerland): „Ich 
habe für die doppelte Wider-
spruchslösung gestimmt, 
denn es gibt einfach viel zu 
wenig Spenderorgane in 
Deutschland. Mit der Wider-
spruchslösung hätte sich nun 
jeder mit dieser Thematik 
auseinandersetzen müssen.  
Nach Ablehnung der Wider-
spruchslösung habe ich der 
Zustimmungslösung zuge-
stimmt.“
Dennis Rohde (SPD, Olden-
burg-Ammerland): „Ich habe 
für die Widerspruchslösung 
gestimmt, weil ich sie für den 
besten Weg halte, die Organ-
spende in Deutschland neu zu 
regeln. Wir alle haben eine 
Verantwortung denen gegen-
über, die schwer krank auf ein 
Spenderorgan warten.“

Organspende  So stimmten die Bundestagsabgeordneten des Oldenburger Landes ab
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